
Bundessozialgerichl

‚ _
' ' Im Namen des Volkes

9 RV316/64
ln dem Rechissireii

Verkündet am
24° 43- 1965

_ _ _ .
Klägerin und Revisionsklägerin,

5 e g e n

Beklagter und Revieionsbeklagter,

hat der 9° Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 24° November 1965 durch

Senatspräsident Dr° W e i 3 ,
— Vorsitzender —

Bundesrichter Dr„ M a i s e h und

Bundesrichter S c h i d l e r ,n

Bundessozialrichterin R e i f f und

Bundessozialrichterin B e c k e r

für Recht erkannt: \

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des

Landessozialgerichts Niedersachsen von 500 Dezem—

ber 1965 aufgehoben°

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landeseozialgericht zurückverwiesen°
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Der Sohn Rudi (R.) der Klägerin ist am 11° Januar 1947

in Wolgast/Pommern an den Folgen eines Unfalls verstor—

ben° Er war das jüngste von vier Kindern der hlägerin°

Er wurde im Dezember 1944 zum Wehrdienst einberufen und

nach Einstellung der Kampfhandlungen aus einem Lazarett

in Süddeutschland entlassen. Auf dem Wege zu seiner

Familie in Pommern mußte er sich bei der arbeitsverwal—

tung zum Arbeitseinsatz melden‚ um Lebensmittelkarten

zu erhalten, und wurde bei der Firma Wittig & Co„, die

Dementagearbeiten in Peenemünde a„ Usedom ausführte,

gegen den üblichen Lohn zur Arbeit verpflichteto Am 50°

dezember 1946 wurde er bei Demontagearbeiten durch einen

herabfallenden Eisenträger schwer verletzt. Er verstarb

an den Folgen dieser Verletzung am 11„ Januar 1947°

. 1961 beantragte die Klägerin bei der Nordwestlichen

Eisen— und Stahl—Berufsgenossenschaft hektion I in Hanno—

ver £lternrente aus der Unfallversicherung„ Ohne Ertei—

lung eines Bescheides wurde ihr mitgeteilt, daß auch ‘

ohne Prüfung der Bedürftigkeit und der Frage der zustän—
digen Berufsgenossenschaft (BG) keine Möglichkeit für die

Gewährung von Elternrente aus der gesetzlichen Unfallver—

sicherung bestehe, weil ihr Sohn sie vor seinem Tode

nicht wesentlich unterstützt habe° ‘

1962 beantragte die Klägerin Elternrente nach dem Bun—

desversorgungsgesetz (BVG). Mit Bescheid vom 150 Juni
1962 wurde der Antrag abgelehnt, weil Ro nicht an einem

schädigenden Vorgang im sinne des @ 1 BVG gestorben sei°

Der Wider5pruch war erfolglos° Durch Urteil vom 24„ Juni

1965 wies das Sozialgericht (SG) die Klage ab„ Das Lan—

dessozialgericht (LSG) wies die Berufung der Klägerin
durch Urteil vom 20° Dezember 1965 zurück° Die Arbeits—

...}...
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leis tun5 bei der privaten Demonta5eiirma sei kein xnilitd—

"rischer oder militärähnlicher Dienst i„jo der 5% 2, 9BVG

5ewesen- es habe sich um ein bür5erlich—rechtliches Arbeits—

verhältnis 5ehandelt, das mö5licherweise unter dem fakti—

schen Zwan5, Lebensmitcelkarten zu erhalten, zustande 5ekom—

men seio Die hrmittlun5en gaben auch keinen nnhalt daiür,

daß der Abeitüü■f■ll etwa auf nachträglichen AUSWiTkUH6@H

krie5erischer Vor5än5e beruhte, die einen Krie5sei5entdm—

lichen Gefahrenb3reich hinterlassen haben (3 5 Abs 4 Buch—

stabe
% BVG)„ Nach mitteilun5 des Bürgermeisters in Jol5ast

sei Re bei der Demonta5e dadurch veruq■ück ,
daß ihm ein

15entra er auf das Bein fiel„ soweit eine sinsturz5efahr

infol5e kr1e5eris cher Vor5än5e, z B du1ch Luftan5riffe,

bestanden haben sollte, kenne auf Grund der Becht5prechun5

des Bundessozial5erichts (BSG) das Vorlie5en unmittelbarer

Krie5seinwirkun5en nicht bejaht werden, Es musse davon aus
5e5a n5en werden, daß Ro vor dem Unfall aus der hrie585eian—

5enschaft entlassen werden war, oder sich aus militärischer

Befehl55ewalt 50163t habeo Dass Ro möglicherweise ohne seine

ninberufun5 zum Heeresdienst nicht in Peenemünde ein5esetzt

-;orden ware, könne einen urs ächlichen Zusammenhan5 des Un—
‚falls mit dem militärischen Dienst nicht be5ründen° Das Merk-

mal der besonderen Gefahr im Sinne des 5 5 Abs„ 1 Buchst„ d

BVG sei nicht dadurch erfüllt werden, daß Demonta5earbciten

auf Veranlassun5 euer unter Aufsicht der russ'sehen Besat—

zun5smacht au35cführt werden mußten° Der Unfall stelle sich

deshalb als ein Arbeitsunfall im Sinne der 55 547 ff der

Reichsversicherun5s ordnun5 (RVG) dar, was auch die Hndwest—

liche Eisen— und Stahl—Berufs5enossensehaft nicht verneint
habe; sie habe die Klä5erin nur dahin belehrt, daß die 5emäß

@ 595 EVO aF erforderliche Voraussetzun5 wesentlicher Unter—
haltsleistun5en des Verun5lückten nicht erfüllt seio Demnach
lie5e kein Jtreit zwischen der Versor5un5sverwaltun5 und einer
Berufs5enosse schaft über die Leistun5spflicht vor, so daß“
eine Beiladun5 der zus tändi5 en Berufs5enossenscha1‘t nach “ 75
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Abso 2 des Sozialgerichtsgesetzes (5GG) im anhängigen

Rechtsstreit nicht geboten sei„ Ob eine BG gemäß @ 596

RVO in der seit dem 1„ Juli 1965 geltenden Fassung lei—

stungspflichtig wäre und angenommen werden könne, daß R„

der Ernährer der Klägerin geworden wäre, sei nicht zu ent—

scheiden gewesen°

Mit der nicht zugelassenen Revision rügt die Klägerin als

Verfahrensmangel Verletzung des @ 75 Abs° 2, 2° Halbsutz

SGG° Das LSG hätte die zuständige BG beiladen müssen, weil

sich bei Ablehnung des nn8pruchs aus der Kriegsopferver—

sor5ung ergeben habe, daß die BG als leistungspflichtig

für den Anspruch auf nlternrente aus der Unfullversiche—

rung in Betracht kommeo Daß die EG mit Wahrscheinlichkeit

in Anspruch genommen werden Könne, hätte das LSG schon

deshalb annehmen müssen, weil nach 5 596 EVO in der Fas—

sung des Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der gesetz—

lichen Unfallversicnerung vom jo° April 4965 der Anspruch

auf Eltornrente auch für die vor dem 1„ Juli 1965 einge—

tretenen Arbeitsuniälle schon darauf gestützt werden

könne, daß der Gstötctc ohne den Arbeitsunfull die Eltern

wesentlich unterhalten würue„ Die Klägerin beantragt, nach—

dem ihr für das Revisionsverfahren das Armenrecht bewilligt

werden ist, '

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen die

Versäumung der Frist zur ßinlegung und Begrün—

dung der Revision zu gewähren und unter Aufhe—

bung des angefochtenen Urteils den Beklagten zu

verurteilen, der Klägerin die Elternrentc in ge—

setzlicher Höhe seit dem 1° Februar 4962 zu ge—

währen, '
hilfsweisc,

_
die Sache zur anderweitigen Entscheidung an das

Lendessozialgericht zurückzuverweiseno

DcréBeklagte beantragt, die Revision als unzulässig zu ver—
werfeno "

..5-
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Die Revision ist mit dem nntrag auf Wiedereinsetzung in den

vorigen Stand innerhalb eines Monats nach Zustellung desze—

schlusses über die Bewilligung des Armenreehts iormgereeht

eingelegt werden° Innerhalb eines weiteren Monats Seit Ein—

legung der Revision ist die Revision begründet werden (%s 164,

166 SSG)° Der Klägerin war daher auf Antrag Wiedereinsetzung

in den vorigen S and gegen die Versäumung der Revisions— und

Revisionsbegründungsirist zu gewähren (% 67 Abs° @ und 2 SGG;

ESG ö, 207)0 Die Revision ist auch statthaft, aa die Klägerin

mit Recht rügt, das Verfahren des LsG leide an einem wesent—

lichen Mangel, weil es die nach 9 75 abs° 2 AGG notwendige

Beiladung der Z‘3tändigen Unfall—BG unterlassen habe„

Ergibt sich im Verfahren, daß bei der Ablehnung des Anspruchs

ein anderer Versicherungsträger oder in Angelegenheiten der

Kriegsopferversorgung ein Land als leistungspflichtig in Be—

tracht kommt, so sind diese nach 5 75 Abs° 2‚ 2° Halbsatz dGG
beizuladen° Diese Vorschrift und die nach 5 75 Abs° 5 SGG zu—
gelassene Verurteilung des Beigeledenen eröffnen den Gerichten

der Sozialgerichtsbarkeit aus prozeßökonomisehen Gründen die
Möglichkeit, in Fällen, in denen die Klage gegen einen nicht

zur Sache legitimierten Beklagten erhoben ist, den in Wirk—

lichkeit legitimierten, aber nicht verklegten Leistungsträger

zu verurteilen, um damit einen neuen Rechtsstreit und die Mög—

lichkeit sieh widersprechende Urteile verschieden besetzter

Spruchkörper zu vermeiden (vgl° BSG 9, 69)„ Auf Grund der Bei—

ladung tritt der Ve‘sicherungsträger oder in „ngelegenheiten

der Kriegsepferversorgung das beigeladene Land als weiterer

Beteiligter neben dem seitherigen Beklagten in das Streitver—

hältnis ein° Der Rechtsstreit wird mit ReChtskraftwirkung für

und gegen den Beigeladenen entschieden° Zu der Feststellunge—

wirkung, die ein zwischen dem Kläger und dem Beklagten ergehen—

des Urteil regelmäßig für und gegen den Beigeladenen nach 5 144

SGG äußert‚ tritt die Verurteilungswirkung hinzu°

. « ' i
.

In % 75 Abs° 2, 2° Halbsatz SGG ist ausdrücklich nur der Fall
geregelt, daß statt des beklagten Versicherungsträgers ein

_ 5 _JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 5 _

anderer Versicherungsträger oder in Angelegenheiten der

Kriegsopferversorgung ein Land als leistungspflichtig in

Betracht kommt. Der letzte Halbsatz regelt nicht nur die

Fälle, in denen nanstelle des verklagten Landes möglicher—

weise ein anderes Land leistungspflichtig ist”; er bezieht

sich auch auf Fälle, in denen ein Land überhaupt als lei—

stungspflichtig anstelle des verklagten Versicherungsträ—

gers in Betracht kommt„ Der umgekehrte Fall, daß ein An—

spruch aus dem Recht der Kriegsopferversorgung (KGV) gegen
ein Land erhoben wird, aber die Leistungspflicht eines

Versicherungsträgers in Betracht kommt, ist im Gesetz nicht

genannt° Daraus kann nicht geschlossen werden, daß in die—

sem Fall die Beiladung des Versieherungsträgers mit den

sich aus 55 75 Abs° 2, 5 SGG ergebenden Wirkungen ausge—
schlossen wäre° Der Gedanke, daß die Ablehnung des An—

spruchs aus dem Recht der KGV zu der Beiladung eines

dozialversich6rungsträgers führen muß, der aus einem.ande—

ren Rechtsgrund als Leistungspflichtiger in Betracht kommt,

ist der gleiche, der im umgekehrten Fall, wenn ein Ver—
sicherungsträger verklagt wurde, aber ein An5pruch aus
der Kriegsopferversorgung in Betracht kommt, zu der Folge—

rung geführt hat, daß das Land beizuladen ist° Es handelt

sich umartgleiche, korrespondierende Fälle, die nicht
unterschiedlich behandelt werden könneno Entscheidend ist

nur, daß bei Ablehnung des geltend gemachten AHSPPUChS die

Leistung5pflieht eines anderen Leistungsträgers in Betracht

kommt, sofern es sich
um einen der in 5 75 Abs° 2 SGG ge—

nannten Leistungsträger handelt (im Ergebnis ebenso Peters/

Sautter—Qolff Komm° zur SGD 5 75 Anm„ 5 b S„ 258/8-29;

Rohwer—Kahlmann Aufbau und Verfahren der SGb Komm„ @ 75

Anna° 5 b cc)° Nur diese Auslegung des % 75 Abs° 2 SGG wird

dem Zweck der Vorschrift, weitere Rechtsstreitigkeiten zu
vermeiden und abschließende Entscheidungen auf dem Gebiet

der Sozialversieherung und der KOV zu ermöglichen, gerecht°

Die Beiludung ist zwingend vorgeschrieben; es kommt deshalb

nicht darauf an, ob, wie das LSG meint, Streit zwischen

_—7—
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der Versorgungsverwaltung und einer BG über die Leistungs—

pflicht besteht° Die Beiladung könnte nur dann unterbleiben, wenn
die BG den Anspruch bereits anerkannt hättec Ebensowenig ist

erforderlich, daß sich die Leistung5pflicht des Beigeladenen

auf denselben Zeitraum bezieht, für den der Anspruch gegen
den Beklagten geltend gemacht wurde (Peters/Uautter/Wolff

aaO % 75 Ann° 5 b S„ 258/8—29/50)°
1
.

Nach @ 596 RVG i„d.F„ des Unfallversicherungs—Neuregelungsge—

setzes (UVNG) vom 500 April 1965 (BGBl° I, 241) haben die Eltern

(bzw° ein ;lterntcil) des durch Arbeitsunfall verstorbenen Kin—

des nicht nur Anspruch auf Ulternrente, wenn es seine Eltern

(bzw, einen nlternteil) aus seinem ArbeitSVerdienst wesentlicn

unterhalten hat, sondern auch dann, wenn es sie ohne den Ar—

beitsunfall wesentlich unterhalten würde; der Anspruch besteht,

solange die Eltern ohne den Arbeitsunfall einen Anspruch gegen

den Verstorbenen auf Unterhalt hätten geltend machen können°

Diese Vorschrift gilt nach dem Wortlaut des Art„ 4 5.2 Abs° 1

UVNG auch für Arbeitsunfälle, die vor dem 1„ Juli 1965, dem

Zeitpunkt des Inkrafttretens der Neufassung des 5 596 RVO (Art°

4 $ 16 Abs„ 1 UVNG), eingetreten sind° Die Frage, welche Trag-
weite die neuen Vorschriften für den vorliegenden Fall im ein—

zelnen haben, war vom Senat nicht zu entscheiden (vgl° Urteile

des BSG vom 500 Juni 1965 — 2 RU 175/65 — und vom 50 November

1965 — 5 RKn 87/61 — , die allerdings andere Fälle betrafen)„

Das LSG hat festgestellt, daß der Unfall des R° ein Arbeitsun—
fall im Sinne der 55 547 ff EVO ist„ Auf Grund dieser Fest—
stellung kam ein „nsprueh der Klägerin auf ■lternrentegegen

die zuständige BG in Betrachto Nach 5 75 Abs„ 2, Halbsatz 2 SGG
hätte deshalb das LSG die BG beiladen müssen, um nach 5 75 Abso

5 SGG auch über den Ansprudl gegen sie entscheiden zu können„

Die Unterlassung der Beiladung ist ein wesentlicher Verfahrens—

mangel im Sinne des 5 162 Abs° 1 Nr„ 2 SGG, der, da er von der

Revision ordnungsgemäß gerügt worden ist, die Revision statt—

haft macht (vgl° BSG 1, 158)°

Die Revision ist auch begründet, da nicht auszuschließen ist,
daß das LSG ohne den VerfahrenSVerstoß zu einem anderen Urteil
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gelangt wäre° Der denat konnte in der Sache nicht selbst

entscheiden, weil die Beiladung im Revisionsverfehren

nicht naehgeh0it werden Kann (@ 468 BGG) und es auch im

übrigen un der Deststelluhg der für den versicherungs—

rechtlichen „nspruch erforderlichen Tatsachen fehlt„ Daher

war die Suche zur erneuten Verhanulung und Entscheidung

n des LSG zufü0kzuverweisen° '(D

Die Kostencntscheidungiieibt der das Verfahren abschließen—

den Entscheidung vorbehalten° "
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